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Vorwort

Der zweite Band des dtv-Atlas Recht enthält das Verwaltungs- und das
Zivilrecht. Der Text ist systematisch aufgebaut und wird außerdem durch
eine detaillierte Gliederung und ein ausführliches Stichwortverzeichnis
erschlossen. Die Darstellungstiefe geht über bloße Rechtskunde hinaus,
ohne jedoch die Differenziertheit eines Lehrbuchs anzustreben. Das Buch
richtet sich an alle, die mit Rechtsfragen zu tun haben und sich einen
eigenen Standpunkt erarbeiten wollen. Es ist ohne Vorkenntnisse lesbar.
Die zahlreichen Farbgrafiken dienen der Veranschaulichung, Wiederholung
und Ergänzung des Textes. Erfreulicherweise hat die Diskussion um die
Visualisierung im Recht seit dem Erscheinen des ersten Bandes im Jahr
2003 große Fortschritte gemacht. Dennoch bleibt die Verwendung von
Bildern in rechtlichen Darstellungen die Ausnahme. Umsomehr freut mich,
dass die Leserinnen und Leser des ersten Bandes die darin enthaltenen
Schaubilder positiv aufgenommen haben.
Bei der Erstellung des Buches wurde ich unterstützt von Meike Heinz und
Thomas Fürsich, denen ich auch an dieser Stelle noch einmal meinen herz-
lichen Dank aussprechen möchte. Mein herzlicher Dank gilt ferner meinen
Mitarbeiterinnen Christiane Kusche und Anna Kristina Scheffner. Frau
Anna Coseriu vom Deutschen Taschenbuch Verlag hat das Zustandekom-
men des Buches wieder tatkräftig gefördert.
Konstruktive Kritik ist willkommen! Bitte richten Sie sie an Prof. Dr. Eric
Hilgendorf, Domerschulstraße 16, 97070 Würzburg.

Würzburg, imDezember 2007 Eric Hilgendorf
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252&Allgemeines Verwaltungsrecht



Gegenstand des Verwaltungsrechts ist die öf-
fentliche Verwaltung. Darunter versteht man
eine Verwaltung, die mit der Tätigkeit des
Staates in Verbindung steht, also die Verwal-
tung des Staates. Sie ist abzugrenzen von der
privaten Verwaltung.

So sind z. B. die Verwaltung des Privatver-
mögens oder die Verwaltung eines Indus-
trieunternehmens keine öffentl. Verwaltung.

Der Begriff der Verwaltung kann im organisa-
torischen und im materiellen Sinn verstanden
werden:
Im organisatorischen Sinn ist die Verwaltung
die Gesamtheit der innerstaatl. Instanzen,
welche die Verwaltungstätigkeit des Staates
ausüben sollen.

Hierzu zählen die Gesamtheit der Verwal-
tungsträger, Verwaltungsorgane und sons-
tige Verwaltungseinrichtungen.

Der Begriff der materiellen Verwaltung ist
umstritten. Nach h.M. ist dies diejenige
Staatstätigkeit, die nicht Gesetzgebung,
Rechtsprechung oder Regierung ist (negative
Begriffsbestimmung). Regierung und Verwal-
tung gehören zwar beide zur Exekutive (voll-
ziehende Gewalt), die Tätigkeit der Regierung
ist jedoch in erster Linie staatslenkend, auf
polit. Entscheidungen bezogen.
Typische Merkmale der öffentl. Verwaltung
sind die Sozialgestaltung, die Orientierung am
öffentl. Interesse, die aktive, in die Zukunft
gerichtete Gestaltung und das Treffen konkre-
ter Maßnahmen zur Regelung von Einzelfäl-
len (A).

Arten der öffentlichen Verwaltung
Nach den Rechtswirkungen der Verwaltungs-
tätigkeit kann man Eingriffs-, Leistungs- und
gestaltende Verwaltung unterscheiden (B).
Eingriffsverwaltung liegt vor, wenn eine Ver-
waltungsmaßnahme die Freiheit oder das Ei-
gentum des Bürgers beschränkt (belastende
Verwaltungsakte).

Typ. Instrumente der Eingriffsverwaltung
sind Gebote (z. B. Abrissverfügung, Auflö-
sung einer Versammlung) undVerbote (z. B.
Versammlungsverbot, Betretungsverbot).
Ebenso ist die Ablehnung eines begüns-
tigenden Verwaltungsakts (z. B. Versagung
einer Baugenehmigung) oder einer sons-
tigen begünstigenden Einzelmaßnahme ein
Instrument der Eingriffsverwaltung.

Leistungsverwaltung liegt dagegen vor,
wenn der Bürger durch das Handeln der Ver-
waltung Leistungen oder sonst. Vergünstigun-
gen erhält (begünstigende Verwaltungsakte).

Bsp.: Sozialhilfe, Bereitstellen kommunaler
Einrichtungen, Subventionen.

Unter gestaltender Verwaltung versteht man
diejenige Verwaltungstätigkeit, die die Gestal-

tung des öffentlichen Lebens betrifft (z. B. Be-
bauungsplan). (*)

Verwaltungsrecht
Das Verwaltungsrecht ist die Gesamtheit der
Rechtssätze, die in spezif. Weise für Tätigkeit,
Verfahren, Organisation der Verwaltung und
deren Gerichtskontrolle gelten. Es ist ein Teil-
bereich des öffentl. Rechts und muss zum Pri-
vatrecht und zum Verfassungsrecht abge-
grenzt werden.
Die Abgrenzung des öffentlichen Rechts
zum Privatrecht erfolgt entsprechend der
h.M. nach der modifizierten Subjekttheorie.
Danach ist eine Rechtsnorm dann öffentl.-
rechtl. Natur, wenn der Berechtigte oder Ver-
pflichtete der Norm ausschließlich ein Träger
hoheitlicher Gewalt ist und er spezifisch in
dieser Eigenschaft berechtigt oder verpflichtet
wird.
Die Abgrenzung zum Verfassungsrecht be-
stimmt sich nach der doppelten Verfassungs-
unmittelbarkeit. Danach liegt eine verfas-
sungsrechtl. Streitigkeit vor, wenn zwei
Verfassungsorgane bzw. unmittelbar am Ver-
fassungsleben beteiligte Rechtsträger über
Rechte und Pflichten streiten, die sich unmit-
telbar aus der Verfassung ergeben.

Bsp.: Bund und Land streiten sich über Ge-
setzgebungskompetenzen. Beruft sich da-
gegen ein Bürger auf die Verletzung von
Grundrechten durch einen Verwaltungsakt,
handelt es sich um öffentl. Recht, denn der
Bürger ist nicht unmittelbar am Verfas-
sungsleben beteiligt.

Wichtig sind diese Abgrenzungen, weil z. B.
die Verwaltungsgerichte nur tätig werden
dürfen, wenn eine öffentl.-rechtl. Streitigkeit
nicht verfassungsrechtl. Art vorliegt (§ 40 I 1
VwGO).
Das Verwaltungsrecht kann geordnet werden
nach seinen Rechtsquellen, d. h. nach den
Formen, in der die Rechtsnormen zur Ent-
stehung gelangen und in Erscheinung treten.
Rechtsquellen des Verwaltungsrechts sind
v. a.:
. Verfassungsrecht des Bundes und der Län-
der,

. Bundes- und Landesgesetze,

. untergesetzl. Rechtsnormen (Satzungen
und Verordnungen),

. Europarecht.
Das allgemeine Verwaltungsrecht gilt für al-
le Verwaltungsverfahren und ist imWesentl. in
den Verwaltungsverfahrensgesetzen (VwVfG)
des Bundes und der Länder geregelt.
Das besondere Verwaltungsrecht enthält
Spezialvorschriften zu den verschiedenen Ver-
waltungsrechtsgebieten (z. B. Baurecht, Poli-
zeirecht, Umweltrecht).
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Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung
Dieser umfasst zwei Prinzipien: Nach dem
Grundsatz des Vorrangs des Gesetzes ist die
Verwaltung an die bestehenden Gesetze ge-
bunden. Der Grundsatz gilt uneingeschränkt.
Er ist in Art. 20 III GG verfassungsrechtl. nor-
miert. Noch weiter geht der Grundsatz des
Vorbehalts des Gesetzes. Danach bedarf je-
des den Bürger belastende Handeln der Ver-
waltung einer gesetzl. Grundlage, der sog. Er-
mächtigungsgrundlage. (A)

Strittig ist, ob Letzterer auch für die den
Bürger begünstigende Leistungsverwaltung
gilt. Nach der Wesentlichkeitstheorie des
BVerfG müssen alle für das Gemeinwesen
wesentl. Entscheidungen durch den Gesetz-
geber (nicht durch die Verwaltung) getrof-
fen werden. In diesen Fällen ist eine Er-
mächtigungsgrundlage auch für die Leis-
tungsverwaltung erforderlich.

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
Dieser allg. Grundsatz des Verwaltungsrechts
ergibt sich aus demGrundgesetz (Rechtsstaats-
prinzip, Einzelgrundrechte undArt. 19 IIGG).
Er besagt, dass jedeMaßnahmederVerwaltung
einen legitimen Zweck verfolgen und zur
Zweckerreichung geeignet, erforderlich und
verhältnismäßig i. e. S. sein muss. Dies ist der
Fall, wenn sie den bezweckten Erfolg über-
haupt zu erreichen vermag (geeignet), kein
milderes, genauso geeignetes Mittel zur Ver-
fügung steht (erforderlich) und dieMaßnahme
nicht außerVerhältnis zumangestrebtenErfolg
steht (Verhältnismäßigkeit i. e. S.).

Das subjektiv öffentliche Recht
Will einBürger verlangen, dass dieVerwaltung
ihre rechtl. Bindungen beachtet, so muss ihm
ein subjektiv öffentl. Recht zustehen. Dieses
liegt vor, wenn eine Rechtsnorm die Verwal-
tung zu einem best. Handeln verpflichtet und
wenn sie (auch) den Schutz der Interessen Ein-
zelner bezweckt. Ob die Norm (auch) dem In-
dividualinteresse dient, ist dabei durch Ausle-
gung zu ermitteln. Nur subjektiv öffentl. Rech-
tekannderBürgergerichtl.durchsetzen.Fürsie
gilt die Rechtsweggarantie des Art. 19 IV GG.

Die wichtigsten subjektiv öffentl. Rechte
sind die Grundrechte.

Ermessensentscheidungen
Eine gewisse Lockerung der Gesetzesbindung
der Verwaltung stellt die Einräumung von Er-
messen dar.
Ermessen bedeutet die Freiheit der Verwal-
tung, bei Verwirklichung eines Tatbestandes
zw. mehreren Rechtsfolgen zu wählen (B).
Das Ermessen kann der Behörde die Entschei-

dungsfreiheit einräumen, ob sie tätig wird
(Entschließungsermessen) und/oder welche
von mehreren Maßnahmen sie ergreift, also
wie sie tätig wird (Auswahlermessen). Grds.
werden der Behörde durch eine Ermessens-
norm beide Entscheidungsmöglichkeiten ein-
geräumt. Das Ermessen dient der Gerechtig-
keit im Einzelfall. Es wird durch den Gesetz-
geber gewährt, z. B. durch Verwendung der
Worte »ist befugt«, »kann« oder »darf«.

Bsp.: § 25 II PBefG: »Die Genehmigungs-
behörde kann die Genehmigung widerru-
fen, wenn . . .« Dagegen kein Ermessen bei
§ 25 I PBefG: »Die Genehmigungsbehör-
de hat die Genehmigung zu widerrufen,
wenn . . .«

Die Behörde hat das Ermessen pflichtgemäß
auszuüben, d. h. sie ist rechtl. gebunden.

Gemäß § 40 VwVfG »hat sie ihr Ermessen
entsprechend dem Zweck der Ermächti-
gung auszuüben und die gesetzlichen Gren-
zen des Ermessens einzuhalten«.

Andernfalls liegt einErmessensfehler vor. Zu
unterscheiden sind folgende Varianten (B):
. Ermessensüberschreitung: Die Behörde
wählt eine nicht von der Ermessensnorm
vorgesehene Rechtsfolge.

. Ermessensunterschreitung: Die Behörde
zieht eine zulässige Handlungsalternative
nicht in Betracht.

. Ermessensnichtgebrauch: Die Behörde
macht keinen Gebrauch von ihrem Ermes-
sen.

. Ermessensfehlgebrauch: Die Behörde
lässt sich nicht ausschließl. vom Zweck der
Ermessensvorschrift leiten, entscheidet sich
also z. B. aufgrund von sachfremden Erwä-
gungen oder verstößt gegen Grundrechte
oder allg. Verfahrensgrundsätze wie den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz.

Unbestimmter Rechtsbegriff
Vom Ermessen zu unterscheiden ist der un-
best. Rechtsbegriff. Während das Ermessen
auf der Rechtsfolgenseite relevant ist, sind
unbestimmte Rechtsbegriffe generalklausel-
artige Formulierungen auf der Tatbestandssei-
te, dieweit gefasst sind und daher einerwerten-
den Auslegung bedürfen, z. B. »öffentliches
Interesse«, »wichtiger Grund«. Sie sind erfor-
derlich, da der Gesetzgeber nicht alle denk-
baren konkreten Fälle in einer Norm erfassen
kann. Grenze ist jedoch das aus dem Rechts-
staatsprinzip abgeleitete Bestimmtheitsge-
bot (Art. 20 III GG): Der Inhalt des unbest.
Rechtsbegriffs muss noch durch Auslegung
hinreichend bestimmt werden können.
Umstritten ist hier, ob der Verwaltung bei
der Auslegung des unbest. Rechtsbegriffs ein
Beurteilungsspielraum zukommt (C).
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Der Verwaltung stehen verschiedene öffent-
lich-rechtl. und privatrechtl. Handlungsfor-
men zur Verfügung. Die praktisch häufigste
Rechtsform des (öffentl.-rechtl.) Verwaltungs-
handelns ist der Verwaltungsakt (VA). Er
dient der verbindl. Regelung eines best. Le-
benssachverhalts gegenüber einer best. Person
oder eines best. Personenkreises. Nach der Le-
galdefinition des § 35 S. 1 VwVfG ist ein VA
jede hoheitliche Maßnahme einer Behörde zur
Regelung eines Einzelfalls auf demGebiet des
öffentlichen Rechts, die auf Außenwirkung
gerichtet ist.
Aus diesen Tatbestandsmerkmalen ergibt sich
zugleich die Abgrenzung zu den anderen
Handlungsformen der Verwaltung:
Hoheitlich ist eine Maßnahme, wenn sie dem
Gebiet des öffentl. Rechts (s. o.) zuzuordnen
ist.

Dieses Merkmal dient der Abgrenzung zu
den privatrechtl. Handlungsformen.

Unter Maßnahme versteht man jedes aktive
Verhalten, dem ein Erklärungsgehalt zu-
kommt. Dies ist bei schlichter Untätigkeit
i. d. R. nicht der Fall.
Behörde ist gemäß § 1 IV VwVfG jede Stelle,
die Aufgaben der öffentl. Verwaltung wahr-
nimmt (funktioneller Behördenbegriff).
Regelung bedeutet, dass die Maßnahme auf
Setzung einer unmittelbaren Rechtsfolge ge-
richtet sein muss. Als derartige Rechtsfolgen
kommen die Begründung, Änderung, Auf-
hebung oder Feststellung von Rechten und/
oder Pflichten in Frage.
Keine verbindl. Regelung liegt vor bei rein
tatsächl. Verwaltungshandeln (sog. Realakten,
z. B. Auskünfte, Warnungen, Beseitigung ei-
nes Verkehrshindernisses).
Einzelfall:Dieses Merkmal dient der Abgren-
zung zur Rechtsnorm (Verordnung, Satzung).
Der VA ist konkret-individuell. Er regelt einen
best. Lebenssachverhalt für einen individuali-
sierten Personenkreis. Die Rechtsnorm dage-
gen ist eine abstrakt-generelle Regelung. Sie
gilt für eine unbest. Anzahl von Sachverhalten
und eine unbest. Anzahl von Adressaten.

Ein Sonderfall ist die Allgemeinverfügung.
Sie trifft eine konkret-generelle Regelung
(best. Sachverhalt, unbest. Zahl von Adres-
saten; Bsp.: Verkehrsschilder). Allgemein-
verfügungen sind Verwaltungsakte, vgl.
§ 35 S. 2 VwVfG.

Außenwirkung: Die Regelung muss auf un-
mittelbare Außenwirkung gerichtet sein. Dies
ist der Fall, wenn die Rechtsfolge gegenüber
einer Person gelten soll, die außerhalb der Ver-
waltung steht. Die Person darf nicht nur einen
unselbständigen Teil der Verwaltung darstel-
len, also lediglich ein bloßes Glied der Ver-
waltungsorganisation sein.

Keine VA sind deshalb i. d. R. innerdienstl.
Weisungen (gelten für einen Einzelfall) und
Verwaltungsvorschriften (gelten für eine
Vielzahl von Fällen).

Beispiel für einen VA ist die Baugenehmigung
(A).

Arten vonVerwaltungsakten
Ausgehend von der Rechtswirkung nach au-
ßen kann eine Unterteilung erfolgen in
. begünstigende VA (Begründung/Bestäti-
gung eines Rechts oder rechtl. erhebl. Vor-
teils, z. B. Baugenehmigung),

. belastende VA (Eingriff in Rechte des Be-
troffenen, z. B. Ablehnung einer Baugeneh-
migung) und

. VA mit Drittwirkung (Auswirkung für
Adressaten und Dritte, z. B. Baugenehmi-
gung begünstigt Bauherrn und belastet
Nachbarn).

Der Gesetzgeber kann ein bestimmtes Verhal-
ten grds. verbieten. Mittels VA ist wiederum
eine Befreiung von einem solchen Verbot
möglich. Es sind zwei Fallgruppen zu unter-
scheiden (B):
. Kontrollerlaubnis: Ein bestimmtes Ver-
halten ist verboten. Das Verbot gilt dabei
nicht, weil der Gesetzgeber diese Betäti-
gung grds. nicht will, sondern nur, um die
Kontrolle über das Verhalten zu erleichtern.
Sind die gesetzl. Anforderungen erfüllt,
wird auf Antrag die Betätigung erlaubt (prä-
ventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt).
Bsp.: Baurecht: Grds. besteht Baufrei-
heit, die Bebauung soll aber staatl. kon-
trolliert werden, also wird das Bauen vor-
weg verboten, die Baugenehmigung
muss aber bei Vorliegen aller Vorausset-
zungen erteilt werden.

. Ausnahmebewilligung: Hier ist dagegen
ein bestimmtes Verhalten generell nicht er-
wünscht. Nur in Ausnahmefällen wird es
gestattet (repressives Verbot mit Befreiungs-
vorbehalt).
Bsp.: Baurecht: Bauen im Außenbereich
ist grds. nicht erwünscht, in Härtefällen
kann aber eine Genehmigung erteilt wer-
den.

Zur Ergänzung der Hauptregelung des VA
kann dieser mit einer oder mehreren Neben-
bestimmungen verbunden werden (A). In Be-
tracht kommen dabei Befristung, Bedingung,
Widerrufsvorbehalt, Auflage und Auflagen-
vorbehalt, vgl. § 36 VwVfG. Ihr Zweck ist es,
die Regelung des HauptVA an die konkreten
Erfordernisse im Einzelfall anzupassen.

Bsp.: Baugenehmigung (HauptVA) wird
mit der Auflage erteilt, einen Sicht- und
Lärmschutz zum Nachbargrundstück zu er-
richten.
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Besonderheiten des Verwaltungsakts
Der VA zeichnet sich durch folgende Beson-
derheiten aus:
Fehlerunabhängige Rechtswirksamkeit: Er
wird mit seiner Bekanntgabe (§ 41 VwVfG)
wirksam, unabhängig davon, ob er rechtmäßig
oder rechtswidrig ist.
Ausnahme: Der VA ist wegen bes. schwer-
wiegender Fehler (z. B. Verstoß gegen die
guten Sitten; abschließende Aufzählung in
§ 44 VwVfG) nichtig.

Bestandskraft: Wenn der VA nicht frist-
gerecht, i. d. R. innerhalb eines Monats, oder
erfolglos angefochten wurde (vgl. S. 309),
wird er bestandskräftig. Er ist dann nicht nur
vorläufig, sondern endgültig wirksam und
kann nur unter erschwerten Bedingungen auf-
gehoben werden.
Vollstreckung: Allein die Existenz eines
wirksamen (ggf. bestandskräftigen) VA er-
möglicht die Durchsetzung der darin fest-
gestellten Ansprüche im Wege des Verwal-
tungszwangs (Verwaltungsvollstreckung). Ein
gesondertes gerichtliches Urteil ist nicht erfor-
derlich. Der VA kann ferner von der erlassen-
den Behörde selbst vollstreckt werden.

Im Gegensatz dazu bedarf ein Bürger zur
Vollstreckung seiner Ansprüche stets der
Hilfe des Staates.

Der Verwaltungsakt ist grds. fehlerunabhän-
gig wirksam, und zwar so lange, bis er auf-
gehoben wird oder sich auf andere Weise erle-
digt (§ 43 II VwVfG).
Oberbegriff für jede Beseitigung der Rechts-
wirksamkeit eines VA istAufhebung (A).

Ein Bedürfnis zur Aufhebung besteht z. B.
aus Sicht des Adressaten, wenn ihn ein
fehlerhafter VA belastet, aus Sicht der Ver-
waltung, wenn sie nach Erlass des VA er-
kennt, dass dieser unzulässig war und der
Adressat Vergünstigungen zu Unrecht er-
halten hat.

Dementsprechend sind die beiden wichtigsten
Möglichkeiten zur Aufhebung eines VA aus-
gestaltet (A):
Der durch den VA belastete Adressat kann
durch Einlegung von Widerspruch (bei der
Verwaltung) und Anfechtungsklage (bei Ge-
richt) eine Aufhebung erreichen. Es handelt
sich dabei um Rechtsbehelfe, welche gesetzl.
vorgesehen sind, um demBürger zur Anerken-
nung seiner Rechte zu verhelfen.
Die Verwaltung dagegen kann unter den Vo-
raussetzungen der §§ 48 oder 49 VwVfG von
sich aus tätig werden. Das gilt auch, wenn der
VA bereits bestandskräftig ist.

Widerspruch und Anfechtungsklage des
Bürgers wären in diesem Fall unzulässig.

Begrifflich unterscheidet das Gesetz zwischen
der Aufhebung eines rechtswidrigen (dann

Rücknahme, § 48 VwVfG) und der Aufhe-
bung eines rechtmäßigen (dann Widerruf § 49
VwVfG) VA.

Rücknahme eines rechtswidrigen VA
Ein rechtswidriger belastender VA kann (Er-
messen!) jederzeit zurückgenommen wer-
den (B). Bei einem begünstigenden VA, der
eine Geldleistung oder teilbare Sachleis-
tung gewährt, steht der Rücknahme dagegen
i. d. R. das schutzwürdige Vertrauen des Be-
günstigten auf die Bestandskraft des VA ent-
gegen. Ein solcher VA darf deshalb nur zu-
rückgenommen werden, wenn
. das Vertrauen nicht schutzwürdig ist, weil
der VA mit unlauteren Mitteln erlangt wur-
de oder der Begünstigte die Rechtswidrig-
keit kannte bzw. kennenmusste,

. der Begünstigte gar nicht auf den VA ver-
traut hat (das Vertrauen wird aber indiziert,
wenn die Geldleistungen bereits verbraucht
wurden oder entspr. Vermögensdispositio-
nen getroffen wurden),

. das öffentl. Interesse an der Rücknahme
den Vertrauensschutz überwiegt.

Andere begünstigende VA (z. B. Baugeneh-
migung) können zwar unbeachtlich des Ver-
trauens zurückgenommen werden. Jedoch ist
dem Betroffenen der Vermögensnachteil aus-
zugleichen, der ihm dadurch entstanden ist,
dass er auf die Wirksamkeit des VA vertraut
hat, wenn das Vertrauen schutzwürdig ist. Bei
der Feststellung der Schutzwürdigkeit erfolgt
eine Abwägung zw. Vertrauen des Bürgers
und öffentl. Interesse.

Ein begünstigender VA darf nur innerhalb
eines Jahres nach Kenntniserlangung der
die Rechtswidrigkeit begründenden Tatsa-
chen zurückgenommen werden.

Widerruf eines rechtmäßigen VA
Ein belastender rechtmäßiger VA kann (Er-
messen!) jederzeit mit Wirkung für die Zu-
kunft widerrufen werden (B).
Ist der VA begünstigend, darf er nur widerru-
fen werden, wenn ein Widerrufsgrund vorliegt
(z. B. Vorbehalt des Widerrufs im VA, Nicht-
erfüllung einer Auflage, schwere Nachteile
für das Gemeinwohl, vgl. § 49 II VwVfG).

Der Widerruf ist nur für die Zukunft zuläs-
sig.

Gewährt der begünstigende VA eineGeldleis-
tung oder teilbare Sachleistung, kann er
auch rückwirkend (für die Vergangenheit) wi-
derrufen werden, wenn die Leistung nicht für
den im VA bestimmten Zweck verwendet wird
oder eine mit dem VA verbundene Auflage
nicht erfüllt wurde.

Wie bei der Rücknahme gilt hier die Jahres-
frist.
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Neben dem VA stehen der Verwaltung noch
weitere öffentl.-rechtl., insb. Rechtsverord-
nungen, Satzungen, Verwaltungsverträge, Ver-
waltungsvorschriften (A), und privatrechtl.
Handlungsformen zur Verfügung.

Rechtsverordnungen
sind von einem Exekutivorgan (Regierung,
Minister, Verwaltungsbehörden) erlassene
Rechtsnormen. Sie regeln eine Vielzahl von
Sachverhalten gegenüber einer unbestimmten
Anzahl von Personen und haben daher abs-
trakt-generellen Charakter.

Bsp.: Baunutzungsverordnung, Straßenver-
kehrsordnung.

Satzungen
sind wie Rechtsverordnungen abstrakt-gene-
relle Rechtsnormen der Verwaltung. Im Ge-
gensatz zu diesen werden sie jedoch von einer
juristischen Person des öffentlichen Rechts
(Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen
des öffentl. Rechts) zur Regelung ihrer eige-
nen Angelegenheiten erlassen.

Bsp.: Gemeindesatzungen, wie z. B. Bebau-
ungsplan, Benutzungssatzung einer öffentl.
Einrichtung.

Mit der Verleihung des Rechts zur Selbstver-
waltung einher geht das Recht, zu diesem
Zweck eigene Satzungen zu erlassen (Sat-
zungsautonomie).

Verwaltungsvorschriften
sind ebenfalls abstrakt-generelle Vorschriften.
Anders als Rechtsnormen begründen sie je-
doch keine Rechte und Pflichten des Bürgers.
Es handelt sich vielmehr um verwaltungsinter-
ne Anordnungen. Sie werden von der vorge-
setzten Behörde gegenüber den ihr nachge-
ordneten Behörden erlassen und beruhen auf
demWeisungsrecht der vorgesetzten Behörde.
Der hierarchische Verwaltungsaufbau lässt
diese Handlungsform zu, ohne dass eine be-
sondere gesetzl. Ermächtigung notwendig ist.

Bsp.: Verwaltungsvorschriften können Vor-
gaben zur Auslegung von unbest. Rechts-
begriffen (Auslegungsrichtlinien) oder Or-
ganisations- und Dienstvorschriften ent-
halten.

Verwaltungsverträge
Wie durch den Verwaltungsakt wird durch den
Verwaltungsvertrag ein Einzelfall verbindl.
geregelt (A); jedoch erfolgt in diesem Fall die
Regelung nicht einseitig durch die Behörde,
sondern im Einvernehmen mit dem Bürger.
Gem. § 54 VwVfG liegt – in Abgrenzung zum
privatrechtl. Vertrag – ein Verwaltungsver-
trag vor, wenn ein Rechtsverhältnis auf dem
Gebiet des öffentl. Rechts geregelt wird. Er

kann anstelle eines Verwaltungsakts abge-
schlossen werden.

Realakte
Anders als Rechtsakte (Verwaltungsakte, Ver-
ordnungen, Satzungen) zielen Realakte nicht
auf eine best. rechtl. Wirkung (verbindl. Rege-
lung) ab. Sie sind vielmehr auf einen tatsäch-
lichen Erfolg gerichtet.

Bsp.: Auskünfte, Reinigung einer Straße,
Fahrt mit demDienstfahrzeug.

Sie erfolgen meist in einem gesetzl. nicht ge-
regelten Bereich, dem sog. gesetzesfreien
Raum, doch gelten auch für sie die allgemei-
nen rechtl. Bindungen (z. B. Vorrang des Ge-
setzes).

Privatrechtliches Handeln
In einigen Bereichen handelt die Verwaltung
auch privatrechtlich (B).
Dies ist immer dann der Fall, wenn sie privat-
rechtliche (fiskalische) Hilfsgeschäfte vor-
nimmt.

Dazu zählen z. B. die Beschaffung von
Büromaterial und Fahrzeugen oder der Ab-
schluss arbeitsrechtl. Verträge mit den An-
gestellten (nicht den Beamten).

Auch die erwerbswirtschaftliche Betäti-
gung der Verwaltung erfolgt in privatrechtl.
Form.

Der Staat beteiligt sich z. B. an Aktienge-
sellschaften und nimmt so am Wirtschafts-
leben teil.

Weiter kann die Verwaltung auch im Bereich
der Leistungsverwaltung Verwaltungsauf-
gaben in Form des Privatrechts wahrnehmen.

So hat z. B. die Gemeinde einWahlrecht, ob
sie die gemeindliche Wasserversorgung in
eigener Regie öffentl.-rechtl. betreibt oder
durch eine von ihr beherrschte privatrecht-
liche Kapitalgesellschaft.

Fehlerfolgen
Rechtswidrige Rechtsnormen sind nichtig. Sie
entfalten keine Rechtswirkung. Werden sie
dennoch durch die Verwaltung vollzogen oder
bestehen Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit, so
kann der Betroffene Rechtsbehelfe einlegen.
Rechtswidrige Verwaltungsverträge sind da-
gegen grds. wirksam (Grundsatz der Vertrags-
bindung).
Realakte entfalten keine Rechtswirkung. Die
Frage der Nichtigkeit oder Rechtswirksamkeit
stellt sich hier nicht. Wurde jemand durch den
rechtswidrigen Realakt in seinen subjektiven
Rechten verletzt, so kann er Rechtsbehelfe
einlegen.
Die Wirksamkeit und Rückabwicklung von
privatrechtlichen Handlungen bestimmen sich
grds. nach dem Privatrecht.
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